SPD-Kreistagsfraktion Olpe

KT-Sitzung am 27.03.06

Antrag
zu TOP 14 – Produktplan 2006

Beschlussvorschlag:

1. Der Kreistag des Kreises Olpe richtet einen Arbeitskreis „mittelfristige Finanzplanung“ ein.

2. Der Arbeitskreis erhält den Auftrag, die Einnahmen und Ausgaben des Kreises kritisch zu reflektieren und mögliche Einnahmenverbesserungen bzw. Ausgabenreduzierungen zu eruieren.

3. Diesem Arbeitskreis sollen max. je 2 Kreistagsmitglieder pro Fraktion angehören. Eine Vertretung durch ein anderes Kreistagsmitglied für den Verhinderungsfall soll benannt werden.

Begründung:

Der Kreis finanziert sich überwiegend aus Umlagen, die von den kreisangehörigen Städten und Gemeinden zu zahlen sind. Diese Art der Haushaltsfinanzierung erfordert besondere Sorgfalt und Berücksichtigung der gemeindlichen Interessen.

Das zur Verfügung stehende Geld wird von den Bürgerinnen und Bürgern durch Steuern, Abgaben und Gebühren aufgebracht. Insofern ist der Haushaltsausgleich auch keine reine Angelegenheit zwischen Kreis und Gemeinden. Vielmehr ist Haushaltsdisziplin auf allen Ebenen erforderlich, damit „Staat“ für die Bürger bezahlbar bleibt.

Öffentliche Haushalte stehen in der Gefahr, dass Ausgabepositionen oft fortgeschrieben werden, ohne dass geprüft wird, ob noch eine Notwendigkeit bzw. Sinnhaftigkeit für einzelne Positionen bestehen.

Es ist letztlich auch eine Frage des politischen Willens, wie effektiv, zielgerichtet und ressourcenschonend Aufgaben erledigt werden können und sollen. Synergieeffekte durch Vernetzung und Kooperation sind möglich und können ausgebaut werden.

Sparen muss nicht zwangsläufig weniger Leistung bedeuten. Jedoch sind alle Leistungen hinsichtlich ihrer Effektivität und Notwenigkeit auf den Prüfstand zu stellen. In Zeiten, wo das Geld knapp wird, ist eine sinnvolle Prioritätensetzung unerlässlich.

Viele Einsparpotentiale sind nicht kurzfristig realisierbar. Es bedarf einer Bestandsaufnahme von kostenverursachenden Verträgen und Vereinbarungen und einer Planung unter Berücksichtigung vorhandener Ressourcen, um Einsparpotentiale mittelfristig nutzen zu können.

Hier nur einige (unverbindliche) Einsparpotentiale als Anregung (die Liste ließe sich fortsetzen):

Bau- und Verkehrswesen

· Straßenunterhaltungsarbeiten in Zuständigkeit des Kreises und der Gemeinden miteinander vernetzen, so dass Synergieeffekte erzielt werden können (Fuhrpark, sinnvolle Arbeitsteilung etc.).

· Nebentätigkeiten kommunaler Bediensteter im Bereich des Bau- und Verkehrswesens nur in Ausnahmefällen genehmigen.

· Auf konsequente Abführung von Entgelten für die Nutzung kommunaler Ausstattungen dringen.

Kreiswasserwerke

· Die Organisationsform „Eigenbetrieb” bei den Kreiswasserwerken bedeutet für sich gesehen noch keine verbesserte Wirtschaftlichkeit. Wirtschaftspläne des Eigenbetriebs deshalb kritisch prüfen. 

· Beim Bau von Betriebsanlagen die Planung von einem unabhängigen Sachkundigen überprüfen lassen. Im Stadium der Planung sind die Chancen der Kosteneinsparung am höchsten.
Grund- und Sondervermögen

· Aktives Gebäudemanagement, das die Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten für die kreiseigenen Gebäude zusammenfasst und die ökonomische Nutzung des Immobilienbesitzes in den Vordergrund rückt.

· Energierelevante Daten über die kreiseigenen Gebäude an einer zentralen Stelle innerhalb der Verwaltung erheben und führen, um über ein effektives Energiecontrolling Energiekosten nachhaltig zu senken.
· Reinigungsstandards und -rhythmen überprüfen. Schul- und Bürogebäude höchstens alle zwei Tage, Glasflächen höchstens halbjährlich reinigen.
· Kostensenkungen durch Einsatz von leistungsfähigen Reinigungsmaschinen, insbesondere in großflächigen Räumen wie z.B. Veranstaltungssälen oder Turnhallen.
· Rücklagen der eigenen Gesellschaften überprüfen, ggf. Umwandlung in verzinsliches Eigenkapital.
Gesundheit und Sport

· Freiwillige Leistungen des Gesundheitsamtes überprüfen. Leistungen einstellen, die nicht von Gesetzes wegen vorgeschrieben sind und die auch in gleicher Weise von Ärzten und Krankenhäusern erbracht werden können.
· Bedarf und Ausstattung von Sportstätten kritisch überprüfen. Zuschüsse an Sportvereine stärker von deren Sportangebot, Mitgliederstruktur und finanzieller Leistungsfähigkeit abhängig machen.
VHS

· Zuschussbedarf der Volkshochschule je Studierender ermitteln, im Zeitablauf beobachten und mit den Werten aus anderen Kreisen vergleichen. Positive Erfahrungen anderer Volkshochschulträger nutzen.
· Lehrangebot der Volkshochschulen durchforsten. Prüfen, ob bei allen angebotenen Kursen ein dringender öffentlicher Zweck besteht.
Gremienarbeit

· Beginn der Kreistags-, Ausschuss- und Fraktionssitzungen so legen, dass ein möglichst geringer Verdienstausfallersatz entsteht.

· Entzerrung dicht gedrängter Ausschusssitzungen, damit Zeit für ausreichende vorherige Befassung mit der Thematik verbleibt und so die Sitzungsdauer der einzelnen Ausschusssitzungen verkürzt werden kann.

· In Sitzungsvorlagen mögliche Alternativen mit Vor- und Nachteilen, Nutzen und Kosten so präzise und objektiv wie möglich zur besseren Entscheidungsfindung der politischen Gremien darlegen.
Soziales

· Bei Verdacht auf Leistungsmissbrauch im Bereich der Sozial- und Jugendhilfe die erforderlichen Kontrollen und Überprüfungen ergreifen. Der Mangel an Kontrolle in Verdachtsfällen fördert geradezu die Diskriminierung der tatsächlich auf Hilfe angewiesenen Personen.
· Durchschnittlich zu betreuende Fälle im Bereich der Sozial- bzw. Jugendhilfe je Sachbearbeiter ermitteln und mit Werten aus anderen Gemeinden vergleichen.
· Betreutes Wohnen und familienunterstützende Hilfen der Heimunterbringung vorziehen.
Fremdenverkehr

· Fremdenverkehrsrelevante Mitgliedschaften in Verbänden und Organisationen auf unbedingte Notwendigkeit hin überprüfen.
Zentrale Verwaltung

· Personalausstattung der sog. Querschnittsämter (Fachdienste Organisation, Personal, Finanzen, Pressestelle) besonders kritisch prüfen. Einsparungen sind im Wege der dezentralen Ressourcennutzung und höheren Eigenverantwortlichkeit der Fachbereiche möglich.
· Stellenwert des gemeindlichen Mitarbeiter-Vorschlagwesens erhöhen. Finanzielle Anreize für umgesetzte Kosteneinsparungen auf Grund von Mitarbeitervorschlägen schaffen.
· Externe Gutachten nur äußerst zurückhaltend vergeben. Grundsätzlich bedenken, dass der politische Wille zur Umsetzung der Gutachtervorschläge gegeben sein muss. Andernfalls teure ”Alibifunktion” der Gutachten.
· Sämtliche Wartungsverträge hinsichtlich ihrer Notwendigkeit überprüfen.
· Berichtswesen innerhalb der Verwaltung auf das unbedingt Notwendige beschränken.
